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04.46.0 Bebauungsplan 
„Alte Poststraße 87-107“
IV. Bez., KG: 63104 Lend

Beschluss

ERLÄUTERUNGSBERICHT

1. Ausgangslage 

Die Eigentümer:in der Liegenschaft „Alte Poststraße 107“ mit den Grundstücksnummern 1135/1 und 1125/9 
der KG 63104 Lend hat um die Erstellung eines Bebauungsplanes angesucht. Das Planungsgebiet weist 
gesamt eine Größe von ca. 14.161 m² auf.

Gemäß 4.0 Flächenwidmungsplan der Landeshauptstadt Graz ist dieser Bereich als „Allgemeines 
Wohngebiet“ mit einer Bebauungsdichte von 0,6 – 1,2 ausgewiesen. 

Gemäß Deckplan 1 (Bebauungsplanzonierungsplan) zum 4.0 Flächenwidmungsplan ist die Erstellung eines 
Bebauungsplanes erforderlich.

Zum Zeitpunkt des Ansuchens liegen keine Vorplanungen vor. 

Zielsetzungen gemäß dem Entwicklungsplan des 4.0 Stadtentwicklungskonzeptes für den gegenständlichen 
Bereich:

• Wohngebiet hoher Dichte (§ 13)

Zusammenfassung des städtebaulichen Konzepts:
Die künftige Verteilung der Baumassen wird durch Baugrenzlinien definiert. Die Baugrenzlinien sind so 
festgelegt, dass innerhalb ihrer Grenzen eine sinnvolle zukünftige Bebauung mit adäquaten Freiflächenanteil 
möglich ist. Die Festlegungen im Bebauungsplan orientieren sich an der bestehenden Bebauungsstruktur der 
Umgebung, insbesondere an der Blockrandbebauung entlang der westlichen Straßenseite der 
Alten Poststraße. 
Entlang der östlichen Straßenseite der Alten Poststraße zeigt sich teilweise ein heterogeneres Stadtbild. Hier 
wird das klare Konzept der Blockrandbebauung immer wieder durch großmaßstäbliche Wohngebäude, 
Lebensmittelmärkte, eine Tankstelle sowie neuere Gebäude in offener Bebauungsweise durchbrochen. Um 
städtebaulich auf diese Heterogenität reagieren zu können, verzichtet der Bebauungsplan auf die Festlegung 
einer Baufluchtlinie entlang der Alten Poststraße. Dadurch wird eine differenzierte Gestaltung der Baukörper 
durch architektonische und gestalterische Gliederungen ermöglicht. 
Im Bebauungsplangebiet sollen entlang der Alten Poststraße abwechslungsreiche Raumabfolgen geschaffen 
werden, um gestalterische Monotonie zu vermeiden. Ein vollständiges Abweichen von einer 
straßenbegleitenden Bebauung ist dabei nicht intendiert, um den erforderlichen Lärmschutz sicherzustellen 
und lärmgeschützte, adäquate Frei- und Grünraumflächen für Begegnung und Kommunikation zu schaffen. 
Ein sparsamer Umgang mit der Ressource Boden – der Erhalt eines hohen Durchgrünungsgrades sowie der 
Erhalt und weitere Ausbau von Grünflächen mit Baum- und Pflanzbestand – sind oberstes Planungsziel.
Durch die breite Vorzone zur Alten Poststraße, bedingt durch den Schutzbereich zur bestehenden 
Platanenbaumreihe von mindestens 7,50 m, ergibt sich eine Potentialfläche zur Straße, die auf 
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unterschiedliche Weise bespielt werden kann mit angrenzender gewerblicher, gemeinschaftlicher Nutzung 
und dergleichen. 

In Abstimmung mit anderen betroffenen Abteilungen wurde der Bebauungsplan-Entwurf durch das 
Stadtplanungsamt erstellt. Es liegen für die Erarbeitung des Bebauungsplanes folgende 
Stellungnahmen/Informationen vor:

- Informationen der A 17 – Bau- und Anlagenbehörde – Referat Wasser-, Umwelt- und 
Gesundheitsrecht vom 30.01.2025

- Informationen der A 10/1 – Straßenamt vom 05.03.2025
- Informationen der A 10/8 – Abteilung für Verkehrsplanung vom 13.05.2025
- Stellungnahme der A 10/5 – Abteilung für Grünraum und Gewässer – Referat Grünraum- und 

Freiraumplanung vom 25.08.2025

2. Verfahren

AUFLAGE

Der Ausschuss für Verkehr, Stadt- und Grünraumplanung wurde in der Sitzung am 08.10.2025 über die 
Auflage des 04.46.0 Bebauungsplan-Entwurfes informiert.

Die Kundmachung der Auflage des Bebauungsplan-Entwurfes erfolgte gemäß § 40 Abs. 6 Z 1. StROG 2010 im 
Amtsblatt der Landeshauptstadt Graz mit Erscheinungsdatum 29.10.2025. 

Die grundbücherlichen Eigentümer:innen der im Bebauungsplangebiet liegenden Grundstücke wurden 
angehört und der Bebauungsplan-Entwurf über 8 Wochen, in der Zeit vom 30. Oktober 2025 bis zum 
25. Dezember 2025 zur allgemeinen Einsichtnahme aufgelegt (Auflage gemäß § 40 Abs. 6 Z 1 StROG 2010).

Eine öffentliche Bürger:innen-Informationsveranstaltung hat am 26. November 2025 innerhalb des 
Auflagezeitraums stattgefunden.

Während der Auflagefrist vom 30. Oktober 2025 bis 25. Dezember 2025 langten insgesamt 10 Einwendungen 
und 1 Stellungnahme im Stadtplanungsamt ein:

Aufgrund der, während der Auflagefrist eingegangenen Einwendungen wurde der 04.46.0 Bebauungsplan-
Entwurf in folgenden Punkten abgeändert:

VERORDNUNG: (textliche Änderungen sind durchgestrichen bzw. unterstrichen dargestellt)

Aufgrund der §§ 40 und 41 des Steiermärkischen Raumordnungsgesetzes 2010 StROG idF LGBl. Nr. 48/2025 
20/2026 in Verbindung mit den §§ 8 (Freiflächen und Bepflanzung), 11 (Einfriedung und lebende Zäune) und 
89 Abs 4 (Abstellflächen und Garagen) des Steiermärkischen Baugesetzes 1995 idF LGBl. Nr. 48/2025 
20/2026 und § 3 Abs 1 der Bebauungsdichteverordnung 1993 idF LGBl. Nr. 51/2023 wird verordnet:

§ 2 BAUPLÄTZEFELDER, BEBAUUNGSWEISEN, NUTZUNGEN, MINDESTGRÖSSEN, NEBENGEBÄUDE
(1) Es wird gemäß dem Planwerk ein Baufeld (Baufeld A) festgelegt. 

Das Bauplatzfeld besteht aus mehreren Grundstücken.
(2) Das „Bauplatzfeld A“ umfasst die Grundstücke 1125/9 und 1135/1 KG Lend. 
(3) Das Bauplatzfeld A ist folgendermaßen festgelegt: 

Bauplatzfeld Nettobauplatzfläche 
Bauplatzfeld A  ca. 634 m² 

(4) Für das Bauplatzfeld A gilt: die offene oder die gekuppelte Bebauungsweise zum 
Grundstück 1135/2 KG Lend.
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(8) Die durchschnittliche Größe aller Wohneinheiten je Bauplatz muss mind. 50 m² betragen.
Die durchschnittliche Größe aller Wohneinheiten hat mindestens 50 m² Wohnnutzfläche pro Bauplatz 
zu betragen.

§ 5     GESCHOSSANZAHL, GEBÄUDEHÖHEN, GESAMTHÖHEN, HÖHENBEZUGSPUNKTE,
         AUFBAUTEN ÜBER DER MAXIMALEN GESAMTHÖHE, RAUMHÖHEN, DÄCHER

(6) Es sind ausschließlich Satteldächer, Steildächer, Walmdächer und dergleichen und Flachdächer und 
flachgeneigte Dächer bis 10° zulässig. 

§ 7 PKW-ABSTELLPLÄTZE, FAHRRADABSTELLPLÄTZE
(2) Pro Bauplatz darf eine Fläche von maximal 40 % unterbaut, überbaut und versiegelt 

werden. 
(3) PKW-Abstellplätze in freier Aufstellung sind nicht zulässig.
(8) Baumfällungen im öffentlichen Gut für Zufahrten sind unzulässig. Grundstückszufahrten im Bereich der 

bestehenden Bäume in der Alten Poststraße sind unzulässig.
(11) Für Neu- und Zubauten ist je angefangene 35 m² Wohnnutzfläche, beziehungsweise je angefangene 50 

m² Nutzfläche bei anderen Nutzungen als Wohnnutzung, ein Fahrradabstellplatz herzustellen. Die 
Fahrradabstellplätze sind überwiegend innerhalb der Hauptgebäude im Nahbereich der Eingänge zu 
errichten und gestalterisch zu integrieren. Davon sind ca. 15 % für Besucher:innen frei zugänglich 
auszuführen. Davon sind mindestens 15 % der erforderlichen Fahrradabstellplätze für Besucher:innen 
frei zugänglich auszuführen; der Anteil ist auf ganze Abstellplätze aufzurunden.

§ 8      FREIFLÄCHEN, GRÜNGESTALTUNG, GRAD DER BODENVERSIEGELUNG
(5) Ein öffentlich zugänglicher Gehweg, welcher die Grundstücke 1125/11 KG 63104 und 2463/1 KG 63104 

(Alte Poststraße) verbinden soll, ist parallel zur nördlichen Grundgrenze (gemäß Eintragung im 
Planwerk) herzustellen. Die genaue Lage ergibt sich aus der zeichnerischen Darstellung; zulässig sind 
geringfügige Abweichungen. Der Weg ist mindestens 2,00 m breit, barrierefrei herzustellen und 
dauerhaft öffentlich zugänglich zu halten. Eine Unter- und Überbauung ist im Bereich der festgelegten 
Baugrenzlinien zulässig; eine Einzäunung ist unzulässig. 

§ 9 BESTEHENDE GEBÄUDE UND BAULICHE ANLAGEN
(1) Bei bestehenden, bewilligten Gebäuden und baulichen Anlagen außerhalb der zur Bebauung 

bestimmten Flächen sind Umbauten, Instandhaltungs- und Instandsetzungsmaßnahmen zulässig, 
ferner Änderungen des Verwendungszweckes entsprechend der Ausweisung im 
Flächenwidmungsplan, nicht jedoch Zubauten. Davon ausgenommen ist das Grundstück 1125/4 KG 
Lend, hier ist ein Zubau außerhalb der Baugrenzlinien im Ausmaß von maximal 100 m² zu den 
Bestandsgebäuden (Flächenbilanz zum Zeitpunkt der Beschlussfassung) zulässig. Der Zubau hat einen 
Mindestabstand von 7,00 m zur nördlichen Nachbargrundgrenze einzuhalten und ist unter 
Berücksichtigung der erhaltenswerten Baumbestände zu errichten.

(2) Nutzungsänderungen bei Gebäudebeständen außenhalb der Baugrenz- und Baufluchtlinien sind 
zulässig, soweit sie dem relevanten Baugebiet entsprechen. 

§ 10   SONSTIGES
(3) Werbeanlagen sind nur in Form von Schriftzügen (Einzelbuchstaben ohne Grundplatten) an der 

Fassade zulässig.
(6) Pro Bauplatz ist ausschließlich ein Werbepylon mit einer Höhe von maximal 2,50 m und einer Breite 

von maximal 0,7 m, im Nahbereich der Gebäude, zulässig. 

PLANWERK:
Im Planwerk wurden die Bäume entlang der Alten Poststraße außerhalb des 
Bebauungsplangebietes als zu erhaltende Bäume eingetragen.  
Die Vorgartenzone an der Alten Poststraße und die Straßenfluchtlinie wurden im Planwerk 
bemaßt.
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Der Auflagezeitraum wurde in der Legende ergänzt. 

Im Verordnungstext wurden redaktionelle Anpassungen vorgenommen; im Erläuterungsbericht 
wurden sowohl redaktionelle Anpassungen durchgeführt als auch die Begründungen ergänzt.

3. Planungsgebiet

Das Planungsgebiet weist eine Gesamtfläche von ca. 14.161 m² auf. 

• Bestehende Rechts- und Planungsgrundlagen

4.0 Stadtentwicklungskonzept (idgF):
Die Grundstücke liegen gemäß 4.0 Stadtentwicklungskonzept idgF in einem „Wohngebiet hoher Dichte“ 
(§ 13). 

§ 13 WOHNEN: Wohngebiet hoher Dichte (Signatur „Wohnen“ - orange)
(1) Sicherung der Wohnfunktion, Verdichtung von Beständen in infrastrukturell gut erschlossenen Lagen 

unter Berücksichtigung des Gebietscharakters.
(2) Sicherung bzw. Verbesserung der Grünausstattung in Abstimmung auf die Bevölkerungsstruktur und -

dichte.
(3) Sicherung der Qualität von Innenhöfen (siehe §26 Abs 26)
(4) Vermeiden gebietsfremder Lärmquellen in Innenhöfen.
(5) Weitgehende Unterbringung der PKW-Stellplätze in Tiefgaragen, in Abhängigkeit zur Projektgröße
(6) Herstellung einer ausreichend großen, allen BewohnerInnen zugänglichen Grünfläche bei Neubauten.
(7) Beschränkung der Bodenversiegelung und Erhöhung des Grünanteils
(8) Festlegung des Bebauungsdichterahmens im Flächenwidmungsplan unter Berücksichtigung der 

Verkehrserschließung (motorisierter Individualverkehr und öffentlicher Verkehr), der sozialen und 
technischen Infrastruktur, der Versorgungsinfrastruktur, der bestehenden und der angestrebten 
städtebaulichen Struktur, usw.

Luftbild 1 mit Kataster (2024) Auszug aus dem Geodaten-Graz @Stadtvermessung Graz, Blick in nördliche Richtung. 
Die rot strichlierte Umrandung markiert das Bebauungsplangebiet.
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RELEVANTE SACHBEREICHSBEZOGENE ZIELE UND MAßNAHMEN:

§ 26 NATURRAUM UND UMWELT
TOPOGRAFIE, LANDSCHAFT UND SCHUTZGEBIETE
(1a)    Erhalt des schützenswerten Baumbestandes Berücksichtigung von erhaltenswerten Baumbeständen
           bei der Situierung von baulichen Anlagen auf allen Bauplätzen

KLIMA, LUFT, LÄRM 
(7b)    Erhaltung der für das Kleinklima, den Luftaustausch und die Luftgüte bedeutsamen Bereiche: 

• […]
• Erhalt von bestehenden Bäumen, Sträuchern und auch kleineren Grün- und Waldflächen, 

insbesondere in dicht bebauten Gebieten
(7c)     Verbesserung/Reduktion von städtischen Hitzeinseln 

• Einsatz von hellen Oberflächenmaterialien mit geringer Wärmespeicherfähigkeit, angestrebt 
wird ein Hellbezugswert zwischen 30 - 85 

• Vorgabe von entsprechender Farb – und Materialgestaltung von Gebäuden in Bebauungsplänen 
• Sparsamer Einsatz von großflächigen Glasfassaden und großflächigen reflektierenden 

Metallfassaden durch entsprechende Festlegungen in Bebauungsplänen und 
Wettbewerbsausschreibungen; Ausnahmen zum Zwecke solarer Energiegewinnung sind im 
Einzelfall zu prüfen. 

• […]
• Vorschreibung von Begrünungsmaßnahmen wie Baumpflanzungen, Grünflächen, Dach- und 

Fassadenbegrünungen 
• Beschränkung der Bodenversiegelung auf Bauflächen 

BAULANDDURCHGRÜNUNG
(20) Erhöhung des Baumbestandes im dicht verbauten Stadtgebiet.

• Erhalt und weiterer Aufbau des Baumbestandes unter Berücksichtigung eines ausreichend 
großen durchwurzelbaren Raumes.

(21)    Durchgrünung des Stadtgebietes insbesondere durch:
• Begrünung von Lärmschutzwänden und Stützmauern
• Intensive Begrünung von Tiefgaragen

Die oberste Decke von nicht überbauten Tiefgaragen und anderen nicht überbauten 
unterirdischen Räumlichkeiten ist niveaugleich mit dem angrenzenden Gelände mit einer 

Auszug aus dem 
Entwicklungsplan zum 4.0 
Stadtentwicklungskonzept.

Die rot strichlierte 
Umrandung bezeichnet 
das Bebauungsplangebiet.
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Vegetationstragschicht von mindestens 70 cm zu überdecken und gärtnerisch zu gestalten. 
Abminderungen sind punktuell bzw. bei fehlender technischer Machbarkeit zulässig.

• Forcierung von Fassadenbegrünungen, bevorzugt in erdgebundener Ausführung
(22) Erhalt des Grundwasserhaushaltes insbesondere durch 

• Erhalt eines Mindestanteils an unversiegeltem und nicht unterbautem Boden von 10 % pro 
Bauplatz. Begründete Ausnahmen sind unter Einholung eines städtebaulichen Gutachtens 
zulässig.

(22a)  Nachhaltiger Umgang mit Hang- und Oberflächenwässer zur Grundwasseranreicherung, zur
           Schadensminimierung bei Starkregen sowie als Klimawandelanpassungsmaßnahme 

• Flächendeckende Untersuchung des Stadtgebietes zur Identifizierung von stark betroffenen 
Gebieten insbesondere auf Basis der Erkenntnisse des KIS, der Topographie, der Baugrundkarte 
und der Versiegelungskarte 

• Erhöhung des zu erhaltenden Mindestanteil an gewachsenen Boden in den stark betroffenen 
Bereichen; dabei ist mindestens ein Wert von 20 % festzulegen 

• Erstellung von Niederschlagswässerbewirtschaftungskonzepten in Bebauungsplanverfahren in 
stark betroffenen Gebieten 

• Nutzung auch privater Niederschlagswässer zur Bewässerung des Straßenbegleitgrüns, sofern im 
öffentlichen Interesse 

• Anwendung des sog. Schwammstadtprinzip in versiegelten Bereichen 
(23)    Beschränkung der Bodenversiegelung und Erhöhung des Grünanteils 
(23a)  Festlegung eines Grünflächenfaktors entsprechend der Bereichstypen des räumlichen Leitbildes; 

Vollzug der Umsetzung des Grünflächenfaktors in sämtlichen baubehördlichen Verfahren und in 
den Verfahren gemäß StROG 

(24) Forcierung von begrünten Dächern zur Wasserretention und zur Verbesserung des Kleinklimas 
insbesondere durch:
• Begrünung von neu errichteten Flachdächern und Dächern bis zu einer Neigung von 10°. 

Davon ausgenommen sind zusammenhängende Dachflächen einer baulichen Anlage mit einem 
Dachflächenausmaß unter 60 m², sofern die Dachbegrünung nicht zur Einfügung ins Straßen-, 
Orts- und Landschaftsbild erforderlich ist. Eine extensive Dachbegrünung ist mit einer 
Vegetationstragschicht von mind. 15 cm auszuführen. […] Für maximal 1/3 der Dachfläche kann 
eine Ausnahme beispielsweise für die Errichtung von technischen Aufbauten oder Dachterrassen 
erteilt werden. Intensiv begrünte (auch betretbare) Dachflächen sind hierbei als begrüntes Dach 
zu werten. Darüber hinaus sind Ausnahmen für Anlagen zur erweiterten Nutzung von 
Solarenergie nach Maßgabe der mikroklimatischen Auswirkungen zulässig. Fotovoltaikanlagen 
sind bevorzugt in Kombination mit einem Gründach zu errichten. […] 

     (27)     Erhalt und Fortführung bzw. Wiederherstellung der bestehenden Vorgartenzonen. 

§ 27 SIEDLUNGSRAUM UND BEVÖLKERUNG
[…]
(3)       Sparsamer Umgang mit Grund und Boden durch:

• Abstimmung der Bebauungsdichten auf die vorhandene bzw. geplante Infrastrukturausstattung 
und Grünraumversorgung.

• Maßvolle Innenentwicklung unter Berücksichtigung der Erhaltung bzw. Verbesserung 
vorhandener stadträumlicher Qualitäten.

• […]
(4)      Weitere Aufwertung des öffentlichen Raumes und des Wohnumfeldes durch: 

• […]
• Erhaltung bzw. Neuanlage von klimawirksamen Grünbereichen in dicht bebauten Stadtgebieten. 

[…]
• Schutz, Pflege und Erweiterung der vorhandenen Stadtvegetation. 
• Erhöhung des Baumbestandes im dicht bebauten Stadtgebiet, Baumpflanzungen entlang von 

Straßenzügen. 
• Begleitgrün an Verkehrsbändern.
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(4a) Reduktion von städtischen Wärmeinseln insbesondere durch: 
[…]

• Höchstmögliche Reduktion von Asphaltflächen- und Metalloberflächen zugunsten von hellen 
Betonflächen, Platten- bzw. Pflasterbelägen (Beton, Naturstein), schottergebundener Decken 
u.dgl.

• Schaffung und Erhalt eines dichten vitalen Baumbestandes
• Vorschreibung von Dach- und Fassadenbegrünungen

Deckpläne zum 4.0 Stadtentwicklungskonzept (idgF):
- Festlegungen des Regionalen Entwicklungsprogrammes „REPRO“ (Deckplan 1):

Lage innerhalb der „Vorrangzone für Siedlungsentwicklung“ und innerhalb der „Abgrenzung Kernstadt“. 
Lage innerhalb der Siedlungs- und Industrielandschaften. 

- Nutzungsbeschränkungen (Deckplan 2):

Auszug aus dem Deckplan 1 
zum 4.0 Stadtentwicklungs-
konzept (idgF).

Die rot strichlierte 
Umrandung bezeichnet das 
Bebauungsplangebiet.

Auszug aus dem Deckplan 2 
zum 4.0 Stadtentwicklungs-
konzept (idgF).

Die rot strichlierte 
Umrandung bezeichnet das 
Bebauungsplangebiet.
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- Verkehr (Deckplan 3):
Das Bebauungsplangebiet liegt innerhalb der Kategorie 1 (300 m Radius-Luftlinie zur Haltestelle): 
„Innerstädtische Bedienqualität“ Intervalle bis 10 Minuten, Bedienung von Betriebsbeginn bis –ende.
Lage innerhalb des 1000 m Einzugsbereiches der Bahnhöfe Grazer Hauptbahnhof und teilweise Bahnhof 
Graz-Köflacher Bahn u Busbetrieb GmbH (GKB). 

Die Erschließung mit öffentlichen Verkehrsmittel entlang der Alten Poststraße ist durch die Buslinie Nr. 
65, im Kreuzungsbereich Alte Poststraße / Georgigasse / Laudongasse in ca. 350 m fußläufiger Entfernung 
durch die Straßenbahnlinie Nr. 1 und durch die Buslinie Nr. 62 und im Kreuzungsbereich 
Starhemberggasse / Waagner-Biro-Straße in ca. 450 m fußläufiger Entfernung durch die Straßenbahnlinie 
Nr. 6 als sehr gut zu bezeichnen.

1.0 Räumliches Leitbild (seit 27.02.2020 rechtswirksam):
 „Geschoßbau“ im Teilraum Nr. 13 (Eggenberg - Alte Poststraße)

Charakteristik: kompakte mehrgeschossige Bebauung, vorwiegend in offener Bebauungsweise und mit 
siedlungsöffentlichen Freiräumen, meist lineare Baukörper, sowohl als Einzelobjekt als auch in Form von 
raumbildenden Anlagen, meist nutzungsdurchmischt.

Festlegungen zum Bereichstyp 
Rahmen der Geschoßzahl: Mind. 3G
Funktionsdurchmischung: Im Zuge von Bebauungsplänen verbindliche Festlegungen treffen – zumindest 
im straßenseitigen Erdgeschoß
Zulässige Formen der Parkierung: Tiefgarage (im Neubaufall), allenfalls Hochgaragen im Übergang zu stark 
emittierenden Verkehrsbändern und Betrieben; Bei überwiegender Wohnnutzung ist die Errichtung von 
PKW- Stellplätze in freier Aufstellung in verträglicher Relation zur Bauplatzgröße 
(dh: max. 1 Stellplatz in offener Aufstellung pro 500m²)
Sonstige Festlegungen: Ausschluss von straßenseitigen offenen Erschließungen

Auszug aus dem Deckplan 3 
zum 4.0 Stadtentwicklungs-
konzept (idgF).

Die rot strichlierte 
Umrandung bezeichnet das 
Bebauungsplangebiet.
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Festlegungen innerhalb des Teilraums:
Ergänzende Festlegungen: Ausschluss von straßenseitigen offenen Erschließungen; Schaffung von 
emissionsgeschützten Freiräumen, vorzugsweise hofbildende Bebauung

Gemäß § 6a Gestaltung der Werbeanlagen in Abhängigkeit zum Bereichstyp im 1.0 Räumlichen Leitbild 
sind Werbeanlagen in der Größenordnung Schriftzüge, Kleinstformat bis Kleinformat, vertikal bis zur 
Parapethöhe 1. OG bzw. zu einer Höhe von max. 5,00 m Oberkante, am Gebäude montiert und mit einem 
Abstand lt. Höhenprofil** zulässig.

** Höhenprofil für die Einfügung von Werbeanlagen wird wie folgt definiert: Freistehende Werbeanlagen 
müssen in der Regel einen Abstand von mindestens 2,0 m zur öffentlichen Verkehrsfläche einhalten. Die 
maximal zulässige Höhe beträgt hierbei 6,0 m. Freistehende Werbeanlagen, die näher an die 
Straßenflucht heranrücken, sind in ihrer Höhe zu reduzieren. Dabei ist ein gedachter abfallender 
Neigungswinkel von 60 Grad zu berücksichtigen. Höhere Werbeanlagen (bis zur anderthalbfachen 
Gebäudehöhe) sind ausschließlich bei einem erhöhten Abstand zur öffentlichen Verkehrsfläche zulässig; 
dabei ist ab einer Höhe von 6,0 m ein gedachter Neigungswinkel von 60 Grad zu berücksichtigen und als 
Hüllkurve zu betrachten.

Auszug aus dem 
Bereichstypenplan des 1.0 
Räumlichen Leitbildes.

Die blau strichlierte 
Umrandung markiert das 
Bebauungsplangebiet.

Auszug aus dem Deckplan 
1 des 1.0 Räumlichen 
Leitbildes - 
Teilraumabgrenzungen.

Die rot strichlierte 
Umrandung markiert das 
Bebauungsplangebiet.
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„Schriftzüge / Einzelbuchstaben“: Schriftzüge bieten hervorragende Möglichkeiten der Einfügung von 
Werbung vor allem im Bereich historischer Baustrukturen (Blockrandbebauung, Villenviertel, Dorfgebiete, 
etc.). In Anlehnung an die Vorgaben des GAEG 2008 ist hierbei auf die Ausführung in Einzelbuchstaben 
und eine Abstimmung auf die Fassadengliederung zu achten. Eine Beleuchtung kann in Form von 
hinterleuchteten Buchstaben erfolgen. 
„Kleinstformat“ (Werbeflächen bis 0,5 m²): kleinstformatige Werbeanlagen wie z.B. Hinweisschilder und 
Informationstafeln können üblicherweise gut in das Straßen-, Orts- und Landschaftsbild integriert werden. 
Besonderes Augenmerk ist hierbei auf die Einfügung in bestehende Fassadengliederungen, eine 
eventuelle Häufung bzw. Kumulierung sowie die Flächenwirkung von seriellen Werbeanlagen zu legen.
„Kleinformat“ (Werbeflächen von 0,5 bis 4,99 m²): Kleinformatige Werbeflächen bis 4,99 m² sind in 
Abhängigkeit zum Maßstab der umgebenden Bebauung und der Fassadengliederung in das Straßen-, Orts- 
und Landschaftsbild integrierbar. Bei der Beurteilung derartiger Werbeanlagen ist besonders auf die 
Abstimmung mit bestehenden Gestaltungselementen sowie die Einfügung in den Straßenquerschnitt 
inklusive bestehender und geplanter Grünflächen Acht zu geben. Eventuelle Beeinträchtigungen des 
Straßen-, Orts- und Landschaftsbildes im Zusammenhang mit bestehenden Werbeflächen (Häufung, 
Überlagerung, etc.) sind zu vermeiden.

§ 9 Ausnahmebestimmungen
(1) Ausnahmen hinsichtlich Geschoßanzahl: 
[…]
• Ausbildung eines kleinräumigen Übergangs zu erhaltenswerten Beständen 
• Wenn unter Einhaltung der Bestimmung ein rechtswidriger Zustand gemäß Stmk. Baugesetz entstünde 
[…]
• bei Zu- und Umbauten hinsichtlich der Mindestgeschoßanzahl

Im Erläuterungsbericht zum 1.0 Räumlichen Leitbild wurden zum konkreten Bereichstyp bzw. Teilraum, 
folgende Zieldefinitionen formuliert:

Ziele für den Bereichstyp: 
• Schaffung einer raumbildenden Bebauung und Schaffung von unterschiedlichen Raumabfolgen, 

Vermeidung gestalterischer Monotonie 
• Schaffung von lärmgeschützten adäquaten Frei- und Grünraumflächen für Begegnung und 

Kommunikation 
• Sicherstellung von Funktionsvielfalt und -offenheit zumindest in den Erdgeschoßzonen im 

Neubaufall 
• Beachtung der Maßstäblichkeit der Umgebung, gegebenenfalls abtreppende Übergänge zu 

niedrigeren angrenzenden Typologien 
• Im Zuge von Sanierung bestehender Baubestände Beseitigung von Gestaltungsdefiziten wie 

beispielsweise großflächigen Abstellflächen bzw. versiegelte Flächen generell
• Nutzungsangepasste Gestaltung von Frei- und Grünräumen zur Verbesserung der 

Aufenthaltsqualitäten 
• Sicherstellung einer öffentlichen Nutzung von Fuß- und Radwegen, Vermeidung baulicher 

Barrieren, Durchlässigkeit für Fuß- und Radverkehr sichern 
• Förderung des gesellschaftlichen Zusammenhalts durch gemeinschaftlich genutzte Räume und 

Ergänzung von Funktionen des Alltags je nach Lage/ Bedarf (z.B. Kindertagesbetreuung) inkl. 
Erhöhung des Angebotes entsprechender Frei- und Grünräume

Zielbeschreibung für den Teilraum 13:
• Konsequente Fortführung der Entwicklung des Grazer Westens, wie mit Errichtung der 

Fachhochschule Joanneum begonnen
• Aufwertung der Westseite des Hauptbahnhofes; hier sind u.a. Hochhäuser zur Bildung einer 

Silhouette westlich des Hauptbahnhofes vorstellbar.
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• Entwicklung einer urbanen Achse entlang der Eggenberger Straße mit einer höheren, möglichst 
geschlossenen bzw. gekuppelten Bebauung (Betonung und Fassung des Straßenraums, 
Immissionsschutz für die 2. Reihe), jeweils unter Berücksichtigung des Prädikats Weltkulturerbe

• Entwicklungsschwerpunkte Waagner-Biro-Straße Smart City und Bahnhofsviertel West; in beiden 
Fällen wird ein nutzungsdurchmischter Stadtteil angestrebt und stellt der Lärmschutz zur Bahn ein 
wesentliches Kriterium der Bebauung östlich der Waagner-Biro-Straße dar. Westlich der 
Waagner-Biro-Straße ergänzen Geschoßbauten und öffentliche Einrichtungen den Stadtteil.

• Großflächige Entwicklung einer Blockrandstruktur zur Sicherstellung eines Immissionsschutzes und zur 
Verbesserung des Freiflächenangebots im Quartier

• Die Quartiere im Umfeld der Burenstraße stellen Wohnviertel mit großem Entwicklungspotential dar. 
Aufgrund der hervorragenden infrastrukturellen Lage soll hier künftig eine nachhaltigere Nutzung des 
bestehenden Baulandes ermöglicht werden. Angestrebt wird eine Veränderung des Gebietscharakters 
von bisher von Einfamilienhäusern geprägten Bereichen in Wohnanlagen udgl. Die Bebauungen sollen 
nach wie vor an der Straße konzentriert werden und somit grüne Gärten erhalten werden. Die 
Vermeidung von Laubengängen sowie die Integration der Stellplätze in die Gebäude wird ein 
verträgliches Miteinander gewährleisten.

Zielbeschreibung für den Teilraum 13 – Geschoßbau:
Der Straßenraum stellt den wesentlichen öffentlichen Raum innerhalb des gegenständlichen Gebietes dar. 
Um eine entsprechende Aufenthaltsqualität gewährleisten zu können, wird straßenbegleitend eine 
belebte und repräsentative Fassade angestrebt. Die Anordnung einer durchgehenden 
Erschließungsschicht mit angrenzenden Nebenräumen entspricht dieser Vorgabe nicht und ist daher 
auszuschließen. Der Teilraum verfügt einerseits über stark emissionsbelastete Straßenräume und weiters 
leidet er an einem Mangel an öffentlichen Freiflächen. Es ist daher besonders wichtig, im Zuge des 
Geschoßbaus nutzbare Freiräume mit hoher Aufenthaltsqualität anzubieten. Dies kann erfahrungsgemäß 
besonders gut durch hofbildende Bebauung gewährleistet werden.

Karte 1 – Stadtmorphologie
Gemäß „1.0 Räumlichen Leitbild“ Karte 1 setzt sich das Bebauungsplangebiet aus einer Kategorie 
zusammen: 

• Betriebsgebiete (Produktions-, Dienstleistungs- und Handelsbetriebe) (graue Schraffur) 
Auszug aus der Karte 1 
aus dem 1.0 
Räumlichen Leitbild.

Die rot strichlierte 
Umrandung markiert 
das Bebauungsplan-
gebiet.
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Kommunales Energiekonzept (KEK) 2017 gem. StROG: 
• Aktuelles Versorgungsgebiet Fernwärme und kurzfristiges Erweiterungsgebiet (2017 bis ca. 2025) 

(in Rot gefärbt)
• Kurz-, mittelfristig geplantes Erweiterungsgebiet Fernwärme (ab ca. 2025) (in Rosa gefärbt)

Flächenwidmungsplan der Landeshauptstadt Graz:
Das Bebauungsplangebiet liegt gemäß 4.0 Flächenwidmungsplan (seit 22.03.2018 rechtswirksam) im 
„Allgemeinen Wohngebiet“ mit einem Bebauungsdichtewert von 0,6 bis 1,2. Das Bebauungsplangebiet 
liegt innerhalb des Sanierungsgebietes Lärm. Es erfolgt der Hinweis, dass eine Richtfunkstrecke im Norden 
im Bebauungsplangebiet ersichtlich gemacht ist. Es ist ein „Geh- und Radweg ungefähre Lage (außerh. der 
PZVO)“ eine gelb punktierte Linie als Verbindung zwischen dem „Anna-Cadia-Park“ und dem 
„Gertie-Pakesch-Kaan-Park“ in ungefährer Lage eingetragen. 

§ 11 SANIERUNGSGEBIETE – LÄRM:
(1) Als Sanierungsgebiete – Lärm (LM) gelten jene Baulandflächen im Einflussbereich des Flughafens 

Graz – Thalerhof, die gem. Plandarstellung innerhalb des 60 dB (A) Dauerschallpegels liegen.

Auszug aus dem 
Kommunalen 
Energiekonzept 2017.

Die schwarz strichlierte 
Umrandung markiert das 
Bebauungsplangebiet.

Auszug aus dem 4.0 
Flächenwidmungsplan.

Die blau strichlierte 
Umrandung bezeichnet 
das 
Bebauungsplangebiet.
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(2) Als Sanierungsgebiete – Lärm (LM) gelten jene Baulandflächen gem. Plandarstellung innerhalb 
derer, der jeweils zulässige Energieäquivalente Dauerschallpegel (LA, eq) für die jeweilige 
Gebietskategorie – während der Tag-, Abend- und/oder Nachtstunden bei Straßenverkehr bzw. 
während der Nachtstunden bei Schienenverkehr – überschritten wird.

Gem. ÖAL Richtlinie Nr. 36/1997 und Ergänzungen 2001 gelten je Baulandkategorie gem. 
§ 30 STROG 2010 folgende Planungsrichtwerte.

Gebietsbezeichnung      Planungsrichtwert
Lt. StROG 2010 dB LA, eq

Tag    Abend          Nacht
Allgemeine Wohngebiete 55        50 45

Bei Vorliegen einer Überschreitung sind für Neu-, Zu- und Umbauten die Nachweise der Einhaltung der 
festgelegten Schwellenwerte bzw. Widmungsgrenzwerte für die relevanten Bauplatzteile (unter 
Heranziehung von Lärmmessungen oder –gutachten) zu erbringen. Bei Nichteinhaltung dieser sind durch 
die Baubehörde entsprechende aktive (z.B. Errichtung einer Lärmschutzwand, eines Lärmschutzwalles, 
bauliche Schallschutzmaßnahmen, beispielsweise an den Außenwänden, Fenstern und Decken bzw. 
Dächern und durch den Einbau von Schallschutzfenstern inkl. Lüftungseinrichtung) oder passive 
Lärmschutzmaßnahmen (z.B. entsprechende Anordnung, Form und Stellung der Gebäude) 
vorzuschreiben.

Deckpläne zum 4.0 Flächenwidmungsplan (idgF):

- Bebauungsplanzonierungsplan (Deckplan 1 zum 4.0 Flächenwidmungsplan):
Für das Gebiet ist eine Bebauungsplanpflicht festgelegt. 

- Beschränkungszonen für die Raumheizung (Deckplan 2 zum 4.0 Flächenwidmungsplan)
gem. § 30 (7) StROG 2010 idF LGBl Nr 140/2014 iVm § 10 Abs 2 und 3 der VO zum 4.0 
Flächenwidmungsplan:
Das Bebauungsplangebiet liegt innerhalb des Geltungsbereiches.

Auszug aus dem Deckplan 1 
Baulandzonierungsplan des 
4.0 Flächenwidmungsplan 
(idgF).

Die blau strichlierte 
Umrandung bezeichnet das 
Bebauungsplangebiet.
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Bei Neuerrichtung oder Austausch anzeigepflichtiger Heizanlagen (ab 8 kW) im Geltungsbereich, besteht 
ein Verbot für das Heizen mit festen Brennstoffen. 
Diese Brennstoffe können ausnahmsweise zugelassen werden, wenn der Grenzwert für die Staubemission 
von höchstens 4,0 g je m² Bruttogeschossfläche pro Jahr eingehalten wird.

- Hochwasserabfluss Mur und Grazer Bäche mit Darstellung des Gefahrenzonenplanes der Wildbach- und 
Lawinenverbauung (Deckplan 3 zum 4.0 Flächenwidmungsplan): 
Das Bebauungsplangebiet liegt außerhalb der Sanierungsgebiete Hochwasser sowie außerhalb der 
Hochwassergefährdungsbereiche HQ 30 und HQ100. 

Kartenbeilagen zum 4.0 Flächenwidmungsplan (idgF): 

- Gemeindeabwasserplan (Karte 1):
Das Bebauungsplangebiet liegt im kommunalen Entsorgungsbereich.

Auszug aus dem 
Deckplan 3 zum 4.0 
Flächenwidmungsplan 
(idgF).

Die rot strichlierte 
Umrandung bezeichnet das 
Bebauungsplangebiet.
 

Auszug aus dem 
Deckplan 2 zum 4.0 
Flächenwidmungs-
plan. 

Die blau strichlierte 
Umrandung 
bezeichnet das 
Bebauungsplangebiet.
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- Verkehrslärmkataster – Straßenverkehrslärm (Karte 2A): Nacht

- Verkehrslärmkataster – Straßenverkehrslärm (Karte 2B): Bahn/Fluglärm

Auszug aus der Karte 2A zum 4.0 Flächenwidmungsplan. 
Die blau strichlierte Umrandung bezeichnet das Bebauungsplangebiet.

Auszug aus der Karte 2B zum 4.0 Flächenwidmungsplan. 
Die blau strichlierte Umrandung bezeichnet das Bebauungsplangebiet.


